
5. Sofern die Ergebnisse der erweiterten Unter-
suchung den Ansprüchen des Mitgliedstaats gemäß
Absatz 2 entsprechen, wird die Maßnahme der
Zugangsverweigerung aufgehoben. Davon wird der
Eigentümer oder der Betreiber des Schiffes schriftlich
in Kenntnis gesetzt.

Die zuständige Behörde unterrichtet auch die Verwal-
tung des Flaggenstaates, die betroffene Klassifikations-
gesellschaft, die anderen Mitgliedstaaten, die Kommis-
sion der Europäischen Gemeinschaften, das Centre
Administratif des Affaires Maritimes und das Sekreta-
riat der Pariser Vereinbarung schriftlich über ihre Ent-
scheidung.

6. Informationen über Schiffe, denen der Zugang zu
den Gemeinschaftshäfen verweigert wurde, werden
im System Sirenac verfügbar gemacht und gemäß den
Bestimmungen von Artikel 15 und Anhang VIII veröf-
fentlicht.

Legislative Entschließung des Europäischen Parlaments zu dem Vorschlag für eine Richtlinie des
Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Richtlinie 95/21/EG des Rates zur
Durchsetzung internationaler Normen für die Schiffssicherheit, die Verhütung von Verschmutzung
und die Lebens- und Arbeitsbedingungen an Bord von Schiffen, die Gemeinschaftshäfen anlaufen
und in Hoheitsgewässern der Mitgliedstaaten fahren (Hafenstaatkontrolle) (KOM(2000) 142 >

C5-0174/2000 > 2000/0065(COD))

(Verfahren der Mitentscheidung: erste Lesung)

Das Europäische Parlament,

� in Kenntnis des Vorschlags der Kommission an das Europäische Parlament und den Rat
(KOM(2000) 142) (1),

� gestützt auf Artikel 251 Absatz 2 und Artikel 80 Absatz 2 des EG-Vertrags, auf deren Grundlage ihm
der Vorschlag der Kommission unterbreitet wurde (C5-0174/2000),

� gestützt auf Artikel 67 seiner Geschäftsordnung,

� in Kenntnis des Berichts des Ausschusses für Regionalpolitik, Verkehr und Fremdenverkehr sowie der
Stellungnahmen des Ausschusses für Industrie, Außenhandel, Forschung und Energie und des Aus-
schusses für Umweltfragen, Volksgesundheit und Verbraucherpolitik (A5-0343/2000),

1. billigt den so abgeänderten Vorschlag der Kommission;

2. verlangt, erneut befasst zu werden, falls die Kommission beabsichtigt, diesen Vorschlag entscheidend
zu ändern oder durch einen anderen Text zu ersetzen;

3. beauftragt seine Präsidentin, den Standpunkt des Parlaments dem Rat und der Kommission zu über-
mitteln.

(1) ABl. C 212 E vom 25.7.2000, S. 102.
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